Offener Brief an die Dresdner Bevölkerung
Dresdens Parteienvertreter im Stadtrat missachten demokratische Grundrechte und -regeln 

Der Stadtrat funktioniert nach gemeinsam akzeptierten demokratischen Regeln, festgelegt in der Hauptsatzung der Stadt Dresden und in der Sächsischen Gemeindeordnung.

Gerade jetzt vor der Kommunalwahl übertreffen sich die Parteien und Wählervereinigungen in den Bekundungen zu einer  „parteiübergreifenden“ Interessenvertretung aller Bürger dieser Stadt. 
Wie aber sieht die Realität aus? 
Was wurde in den letzten Monaten und Jahren getan, um diesem Anspruch an die Politik zu genügen?
Beispiel 1, Neumarkt. 
Die kontrovers geführte Debatte um die geplante Bebauung des Gewandhausgrundstücks wurde gemeinsam von FDP und CDU auf die lange Bank geschoben. Die nächsten zehn Jahre soll Stillstand sein, weil kein Investor weiß, was nun gebaut werden darf oder auch nicht.

Der Antrag der Bürgerfraktion, eine klare Entscheidung zu treffen, wurde durch den Beschluss hinfällig.

Beispiel 2, Gehölzschutzsatzung. 
Obwohl die von der Bürgerfraktion geforderte Überarbeitung der alten, restriktiven Satzung als Entwurf in allen Ortsbeiräten und Ortschaften behandelt werden sollte, wurde dem kurzerhand seitens der Oberbürgermeisterin ein Riegel vorgeschoben. Nur zwei Ausschüsse werden damit befasst. 
Die Parteien im Ältestenrat haben das ohne weiteres gebilligt. 

Beispiel 3, Neues Busliniennetz. 
Nur nach massiven Protesten der Ortschaften und Ortsbeiräte konnte die Vorlage zuerst in diesen Gremien vorberaten werden. 
Geplant war ursprünglich eine einzige Präsentation mit anschließender Abstimmung vor allen Vertretern gemeinsam. Bezeichnenderweise traten dann die DVB ausgerechnet bei der Vorstellung in der CDU-Fraktion den Rückzug in Sachen Buslinie 76 an. Der angedachte Weiterbetrieb auf zunächst ein Jahr soll lediglich vor der Wahl beruhigen. Der Ortsbeirat stimmte diesem Aufschub dann auch erwartungsgemäß zu. 
Die Freien Bürger fordern ein klares Bekenntnis zu dieser Linienführung, um sowohl den Internationalen Campingplatz, das Mockritzer Bad und das Technologiezentrum nicht vom Stadtzentrum abzukoppeln.
Beispiel 4, Straßenausbaubeitragssatzung. 
Nachdem mit maßgeblicher Beteiligung der Bürgerfraktion, der Bürgerinitiativen und der FDP die Satzung abgeschafft wurde, ging es in einem zweiten Schritt darum, zu klären, ob und wie viel Beiträge zurückerstattet werden können und sollen. 
Die Stichtagsregelung der FDP ist rechtlich nicht umsetzbar. 
Das diesbezügliche Gutachten liegt vor. 
So bleibt nur, darüber abzustimmen, ob es eine Teilerstattung oder eine komplette Rückzahlung der Beträge geben soll. 
Der Antrag der Bürgerfraktion wurde in den letzten Monaten im Finanzausschuss immer wieder von den Parteien (CDU, SPD, Grüne, PDS) vertagt, weil angeblich eine Stellungnahme fehlen würde. Genau dies war nur vorgeschoben – man hätte zu jedem Zeitpunkt den Antrag abstimmen können.
Dann aber hätte man eine Entscheidung treffen müssen. 
Die Verantwortung dafür zu übernehmen – das geht direkt vor einer Wahl aber zu weit und offenbart nur die Selbstgefälligkeit und das Verhältnis der etablierten Parteien zum Geld der Steuerzahler.

Beispiel 5, Grundsteuer. 
Den Antrag der Bürgerfraktion auf Prüfung einer möglichen Senkung des Hebesatzes, zu einem Zeitpunkt, wo Dresden dank des WOBA-Verkaufs und weiterer konjunktureller Erholung finanziell sehr gut da stand, unisono abzulehnen, das zeigt, wie die Interessenvertretung der Bürger auf wirklich erschreckende Weise konterkariert wurde und wird. 
Fazit

Diese wenigen Beispiele machen deutlich, dass die Parteien von einer wirklichen Interessenvertretung der Bürger weit entfernt sind. Im Stadtrat überwiegt das Gegeneinander, wie man in jeder Stadtratssitzung aufs Neue feststellen kann. Parteien sind für die Demokratie notwendig, Parteipolitik hat auf der Ebene einer Kommune, wo sachbezogene Entscheidungen im gemeinsamen Ringen um die beste Lösung erforderlich sind, aus meiner Sicht keine Daseinsberechtigung. 
Das Spiel von Koalition und Opposition gehört auf Länder- und Bundesebene – 
im Stadtrat sind wechselnde Mehrheiten ein Gewinn an Demokratie
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